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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Lernmittelfreiheit in Nordrhein-Westfalen konsequent sichern – Familien entlasten, 
Chancengleichheit stärken und Schulen verlässlich ausstatten 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die Lernmittelfreiheit ist in Nordrhein-Westfalen im Schulgesetz (§ 96 SchulG NRW) veran-
kert.1 Sie verpflichtet das Land dazu, Schülerinnen und Schüler grundsätzlich unentgeltlich mit 
Lernmitteln auszustatten und begrenzt die finanzielle Beteiligung der Eltern auf einen gesetz-
lich festgelegten Eigenanteil. Damit soll sichergestellt werden, dass Bildung unabhängig von 
der finanziellen Leistungsfähigkeit der Familien zugänglich ist. 
 
In der schulischen Realität im Jahr 2026 zeigt sich jedoch, dass dieser Anspruch nur noch 
teilweise eingelöst wird. Der Schulbesuch verursacht für Familien regelmäßig erhebliche zu-
sätzliche Kosten, die über die im Gesetz vorgesehene Lernmittelversorgung hinausgehen. 
Dazu zählen insbesondere Arbeitshefte, Kopierkosten, verpflichtende Materialien, Sport- und 
Ausstattungserfordernisse sowie zunehmend digitale Endgeräte, Softwarelizenzen und Zu-
gänge zu digitalen Lernplattformen. Im Leben eines Schulkindes kommen jedoch noch weitere 
Kosten hinzu: Klassenfahrten, Exkursionen und sonstige schulische Pflichtveranstaltungen, 
die in vielen Fällen verpflichtender Bestandteil der schulischen Bildung sind, bedeuten für viele 
Familien eine erhebliche zusätzliche finanzielle Belastung.  
 
Gerade die Digitalisierung des Unterrichts hat die Kostenstruktur im Bildungswesen grundle-
gend verändert. Digitale Endgeräte und Anwendungen sind in vielen Schulen faktisch Voraus-
setzung für die Teilnahme am Unterricht. Dennoch werden diese Kosten nicht überall vollstän-
dig durch öffentliche Träger übernommen, sondern teilweise auf Eltern übertragen. Dadurch 
entstehen je nach Schule, Schulform und Kommune erhebliche Unterschiede in der finanziel-
len Belastung.  
 
Im internationalen Vergleich zeigt sich beispielsweise in Ländern wie Finnland, dass digitale 
Endgeräte, Lernmaterialien und schulische Grundausstattung umfassender und stärker staat-
lich getragen bereitgestellt werden, wodurch eine deutlich konsequentere Umsetzung von Bil-
dungsgerechtigkeit erreicht wird. Dieses Modell verdeutlicht, dass eine weiter gefasste Defini-
tion von Lernmittelfreiheit möglich und bereits in anderen Bildungssystemen erfolgreich umge-
setzt ist.2 
 

 
1 Vgl.: https://recht.nrw.de/lrgv/rechtsverordnung/01072020-verordnung-ueber-die-durchschnittsbe-
traege-und-den-eigenanteil-nach/  
2 Vgl.: https://finland.fi/de/leben-amp-gesellschaft/erstklassige-ausbildung-zum-nulltarif/  

https://recht.nrw.de/lrgv/rechtsverordnung/01072020-verordnung-ueber-die-durchschnittsbetraege-und-den-eigenanteil-nach/
https://recht.nrw.de/lrgv/rechtsverordnung/01072020-verordnung-ueber-die-durchschnittsbetraege-und-den-eigenanteil-nach/
https://finland.fi/de/leben-amp-gesellschaft/erstklassige-ausbildung-zum-nulltarif/
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Zugleich fehlt es in Nordrhein-Westfalen weiterhin an einer systematischen und landesweiten 
Erhebung der tatsächlichen Kosten des Schulbesuchs. Es existiert keine belastbare Daten-
grundlage darüber, welche finanziellen Aufwendungen Familien tatsächlich über die gesetzlich 
geregelten Lernmittel hinaustragen müssen. Diese Transparenzlücke erschwert eine zielge-
richtete und gerechte Bildungspolitik. 
 
Die Folge ist, dass Bildungskosten faktisch ungleich verteilt werden. Familien mit geringem 
Einkommen sind überdurchschnittlich belastet und können zusätzliche Ausgaben für den 
Schulbesuch deutlich schwerer auffangen. Damit entsteht eine soziale Schieflage, die dem 
Anspruch auf gleiche Bildungschancen widerspricht. Vor diesem Hintergrund wird zunehmend 
deutlich, dass die derzeitige rechtliche und politische Ausgestaltung der Lernmittelfreiheit den 
heutigen realen Kostenstrukturen des Schulalltags nur noch eingeschränkt entspricht und 
insbesondere digitale sowie schulische Zusatzkosten nur unzureichend abdeckt. 
 
II. Der Landtag stellt fest, dass 
 

• Familien regelmäßig zusätzliche Kosten für den Schulbesuch ihrer Kinder tragen müs-
sen. 

 

• insbesondere digitale Endgeräte, Software und digitale Lernmittel zunehmend faktische 
Voraussetzung für Unterrichtsteilnahme sind. 

 

• die Kostenbelastung je nach Schule, Schulform und Kommune erheblich variiert. 
 

• keine landesweite und systematische Erhebung der tatsächlichen Schulbesuchskosten 
erfolgt. 

 

• dadurch eine erhebliche Transparenzlücke im Bildungssystem besteht. 
 

• soziale Herkunft weiterhin einen maßgeblichen Einfluss auf Bildungschancen hat. 
 

• verdeckte Bildungskosten bestehende Ungleichheiten im Bildungssystem verstärken 
können. 

 

• die bestehende Ausgestaltung der Lernmittelfreiheit den Anforderungen eines digitali-
sierten Bildungssystems nicht mehr vollständig entspricht. 

 

• digitale Teilhabe zunehmend eine Grundvoraussetzung für Bildungserfolg darstellt.  
 

• im internationalen Vergleich Länder wie Finnland eine deutlich umfassendere staatliche 
Finanzierung von Lernmitteln und digitaler Ausstattung vorsehen, wodurch der Zugang 
zu Bildung stärker unabhängig von der finanziellen Situation der Eltern organisiert wird. 

 

• das andere Bildungssysteme, wie die des finnischen Systems, als Beispiel dafür dient, 
dass eine weitgehend kostenfreie schulische Grundausstattung inklusive digitaler Infra-
struktur praktisch umsetzbar ist und soziale Ungleichheit dadurch reduziert werden 
kann. 

 

• insbesondere Klassenfahrten und schulische Exkursionen sich in den letzten Jahren zu 
einem deutlich gestiegenen Kostenfaktor entwickelt haben. 
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• die Finanzierung von Klassenfahrten in der Praxis zunehmend zu einer sozialen Belas-
tungsfrage wird, da die Teilnahme zwar pädagogisch vorgesehen ist, die Kosten je-
doch nicht in allen Fällen vollständig durch öffentliche Mittel oder Unterstützungsleis-
tungen gedeckt sind. 

 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 

• in einem ersten Schritt den sogenannten Eigenanteil, den Eltern regelmäßig aufbringen 
müssen und der ohnehin nicht den Großteil der tatsächlichen Kosten für Lernmittel 
deckt, vollständig zur Entlastung von Familien abzuschaffen.  

 

• eine landesweite, systematische und regelmäßig aktualisierte Erhebung der tatsächli-
chen Kosten des Schulbesuchs in Nordrhein-Westfalen durchzuführen. 

 

• sämtliche relevanten Kostenarten (analoge Lernmittel, digitale Endgeräte, Softwareli-
zenzen, verpflichtende Materialien, Klassenfahrten und weitere schulbezogene Ausga-
ben) in eine solche Kostenerhebung einzubeziehen. 

 

• die Ergebnisse dieser Erhebung transparent zu veröffentlichen und regelmäßig fortzu-
schreiben. 

 

• eine vollständige und realistische Übersicht über die tatsächliche finanzielle Belastung 
von Familien im Bildungssystem vorzulegen. 

 

• auf dieser Basis ein Konzept zur Weiterentwicklung der Lernmittelfreiheit im digitalen 
Zeitalter zu erarbeiten und auf Grundlage dieses Konzeptes die weiteren Kosten für 
Lernmittel, die Familien jedes Jahr entstehen, zu übernehmen. 

 

• sicherzustellen, dass digitale Bildung nicht vom Einkommen der Eltern abhängig ist. 
 

• den Zugang zu digitalen Endgeräten als Bestandteil der öffentlichen Bildungsinfrastruk-
tur abzusichern. 

 

• Kommunen und Schulträger bei der einheitlichen und sozial gerechten Ausstattung der 
Schulen stärker zu unterstützen. 

 

• landesweite Mindeststandards für digitale und analoge Lernmittelausstattung zu prü-
fen. 

 

• bestehende Unterstützungsangebote für Familien mit geringem Einkommen auszu-
bauen und niedrigschwelliger zugänglich zu machen. 

 

• regelmäßig über die Entwicklung der tatsächlichen Bildungskosten sowie deren soziale 
Auswirkungen zu berichten. 
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• im Rahmen der Weiterentwicklung der Lernmittelfreiheit internationale Vergleichsmo-
delle, insbesondere das finnische Bildungssystem, systematisch auszuwerten und auf 
Übertragbarkeit auf Nordrhein-Westfalen zu prüfen. 

 

• ein Konzept zu entwickeln, wie die Teilnahme an Klassenfahrten unabhängig von der 
finanziellen Leistungsfähigkeit der Eltern sichergestellt werden kann, um Ausschlüsse 
zu vermeiden. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Dr. Dennis Maelzer 
Dilek Engin 
 
und Fraktion 

 
 


